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Recht der Beschwerde der Angehörigen im Betreuungsverfahren 
 

Leitsätze 
 

1.    Das Recht der Beschwerde nach § 303 Abs. 2 Nr. 1 FamFG gegen eine von Amts wegen ergangene 
Entscheidung steht den Angehörigen im Interesse des Betroffenen nur dann zu, wenn sie im ersten Rechtszug 
beteiligt worden sind (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 8. März 2023 - XII ZB 283/22, FamRZ 2023, 
1154). 
 

2.    Für die auch konkludent mögliche Hinzuziehung zu einem Betreuungsverfahren ist erforderlich, dass das 
Gericht dem Beteiligten eine Einflussnahme auf das laufende Verfahren ermöglichen will und dies zum Aus-
druck bringt (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 8. März 2023 - XII ZB 283/22, FamRZ 2023, 1154). 
 

3.    Die Aufnahme in das Rubrum als Beteiligter des amtsgerichtlichen Beschlusses genügt nicht für eine 
Hinzuziehung (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 17. Juni 2020 - XII ZB 574/19, FamRZ 2020, 1590). 
 

Sachverhalt 
 

I. Die im Jahr 1941 geborene Betroffene erteilte ihrer Tochter, der Beteiligten zu 1, im Juli 2020 eine Vorsor-
gevollmacht. Sie leidet inzwischen an einer altersbedingten Demenz vom Alzheimertyp sowie den neurologi-
schen Folgen eines Schlaganfalls und lebt seit Ende März 2023 in einem Seniorenheim. 
 

Auf Anregung einer Angehörigen hat das Amtsgericht der Betroffenen den Beteiligten zu 2 als Berufsbetreuer 
mit umfassendem Aufgabenkreis bestellt. Auf die dagegen von der Beteiligten zu 1 "namens meiner Mutter 
und in meinem Namen", eingelegte Beschwerde hat das Landgericht "die Beschwerde der Betreuten" zurück-
gewiesen. Hiergegen wendet sich die Beteiligte zu 1 mit ihrer Rechtsbeschwerde. 
 

Entscheidungsgründe 
 

II. Die von der Beteiligten zu 1 im eigenen Namen eingelegte Rechtsbeschwerde hat keinen Erfolg. Sie ist 
statthaft und auch im Übrigen zulässig, aber unbegründet und mit der Maßgabe zurückzuweisen, dass die 
Erstbeschwerde der Beteiligten zu 1 gegen den Beschluss des Amtsgerichts verworfen wird. 
 

1. Die Beteiligte zu 1 hat die Rechtsbeschwerde ausschließlich im eigenen Namen und nicht auch im Namen 
der Betroffenen eingelegt. 
 

a) Allerdings kann ein bei einer falschen oder ungenauen Bezeichnung des Rechtsmittelführers in der Rechts-
mittelschrift im Hinblick auf dessen Identifizierbarkeit bestehender Mangel behoben werden, wenn der richtige 
Rechtsmittelführer aufgrund weiterer Erkenntnismöglichkeiten innerhalb der Rechtsmittelfrist zweifelsfrei er-
kennbar wird, beispielsweise im Wege der Auslegung der Rechtsmittelschrift sowie der etwa sonst im Zeit-
punkt des Ablaufs der Rechtsmittelfrist vorliegenden Unterlagen und Umstände. Dabei darf ein Beteiligter nicht 
am buchstäblichen Sinn seiner Wortwahl festgehalten werden. Denn Verfahrenserklärungen sind im Zweifel 
so auszulegen, dass dasjenige gewollt ist, was aus Sicht des Beteiligten nach den Maßstäben der Rechtsord-
nung vernünftig ist und der recht verstandenen Interessenlage entspricht. Gleichwohl darf einer eindeutigen 
Verfahrenserklärung nicht nachträglich ein Sinn gegeben werden, der dem klaren Wortlaut der Erklärung wi-
derspricht (vgl. Senatsbeschluss vom 14. Oktober 2020 - XII ZB 91/20 - FamRZ 2021, 228 Rn. 7 f. mwN). 
 

b) Danach kommt vorliegend eine Auslegung der Rechtsbeschwerdeschrift dahin, dass das Rechtsmittel von 
der Beteiligten zu 1 auch im Namen der Betroffenen eingelegt wurde, nicht in Betracht. Der klare Wortlaut der 
anwaltlichen Rechtsmittelschrift steht einem solchen Verständnis entgegen, weil darin nur die Beteiligte zu 1 
als Rechtsbeschwerdeführerin bezeichnet und zudem ausgeführt ist, es werde "hiermit namens der Bevoll-
mächtigten/Rechtsbeschwerdeführerin [...] Rechtsbeschwerde" eingelegt. Die Betroffene wird demgegenüber 
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- unter zutreffender Bezugnahme auf ihre Verfahrensrolle im Beschwerdeverfahren - als "Betreute und Be-
schwerdeführerin" und gerade nicht als Rechtsbeschwerdeführerin bezeichnet. Schließlich hat die Beteiligte 
zu 1 auch auf den vom Senat am 6. Mai 2024 erteilten Hinweis auf die zweifelhafte Zulässigkeit der Erstbe-
schwerde nicht geltend gemacht, dass die Rechtsbeschwerde (auch) als Rechtsmittel der Betroffenen zu ver-
stehen sei. 
 

2. Die Rechtsbeschwerde der Beteiligten zu 1 ist zulässig. Insbesondere folgt die Beschwerdebefugnis der 
Beteiligten zu 1 für das Verfahren der Rechtsbeschwerde bereits daraus, dass ihre Erstbeschwerde zurück-
gewiesen worden ist (vgl. Senatsbeschluss vom 8. März 2023 - XII ZB 283/22 - FamRZ 2023, 1154 Rn. 7 
mwN). 
 

Zwar bezieht sich die Beschwerdeentscheidung ihrem Wortlaut nach nur auf die von der Beteiligten zu 1 im 
Namen der Betroffenen eingelegte Beschwerde. Die von der Beteiligten zu 1 im eigenen Namen eingelegte 
Beschwerde hat das Beschwerdegericht dagegen lediglich in den Gründen der Entscheidung erwähnt und 
nicht ausdrücklich beschieden. Aus der Beschwerdeentscheidung ergeben sich indes keine Anhaltspunkte 
dafür, dass das Beschwerdegericht nicht abschließend über die von der Beteiligten zu 1 geführten Rechtsmit-
tel hätte entscheiden, sondern die von der Beteiligten zu 1 im eigenen Namen eingelegte Beschwerde einer 
gesonderten Entscheidung in einem weiteren Beschluss vorbehalten wollen. Im Gegenteil ergibt sich aus dem 
Einleitungssatz "Auf die Beschwerde vom 24. November 2024 [...] in Form der Nichtabhilfeentscheidung [...]", 
dass mit der angefochtenen Beschwerdeentscheidung über die im Beschwerdeschreiben der Beteiligten zu 1 
gestellten Anträge abschließend entschieden werden sollte, weil sich der Nichtabhilfebeschluss ausdrücklich 
auf die Beschwerde der Beteiligten zu 1 bezieht. 
 

3. Die Rechtsbeschwerde ist jedoch unbegründet. Sie ist mit der Maßgabe zurückzuweisen, dass die von der 
Beteiligten zu 1 gegen den Beschluss des Amtsgerichts im eigenen Namen eingelegte Beschwerde verworfen 
wird. Diese Beschwerde ist unzulässig, weil der Beteiligten zu 1 die Beschwerdeberechtigung für eine Be-
schwerde im eigenen Namen gefehlt hat. Insbesondere lässt sich eine Beschwerdeberechtigung für die Be-
teiligte zu 1 hinsichtlich der im eigenen Namen eingelegten Beschwerde weder aus § 303 Abs. 2 Nr. 1 FamFG 
noch aus § 59 Abs. 1 FamFG herleiten. 
 

a) Das Recht zur Beschwerde im eigenen Namen steht einem Angehörigen nach § 303 Abs. 2 Nr. 1 FamFG 
im Interesse des Betroffenen nur dann zu, wenn der Angehörige - wenngleich nicht zwingend in eben dieser 
Funktion - im ersten Rechtszug beteiligt worden ist. Fehlt es hingegen an einer erstinstanzlichen Beteiligung, 
ist nach dieser Vorschrift ein Beschwerderecht unabhängig davon zu verneinen, aus welchen Gründen die 
Beteiligung unterblieben ist. Auch bei Muss-Beteiligten nach § 274 Abs. 1 FamFG (hier Nr. 3) bedarf es dabei 
eines - auch konkludent möglichen - Hinzuziehungsaktes des Gerichts (vgl. Senatsbeschluss vom 8. März 
2023 - XII ZB 283/22 - FamRZ 2023, 1154 Rn. 11 f. mwN). 
 

Gemessen hieran fehlt es an einer Beteiligung der Tochter der Betroffenen im erstinstanzlichen Verfahren und 
damit an deren Beschwerdeberechtigung nach § 303 Abs. 2 Nr. 1 FamFG. Sie wurde bereits nicht über das 
Betreuungsverfahren in Kenntnis gesetzt. Insbesondere wurden ihr weder Schriftstücke übersendet noch 
wurde sie angehört oder zur Anhörung der Betroffenen hinzugezogen. Der Beschluss des Amtsgerichts über 
die Anordnung der Betreuung ist ihr auch nicht bekannt gemacht worden, wobei hierin ohnedies keine Betei-
ligung im Sinne des § 303 Abs. 2 Nr. 1 FamFG läge. Dass die Beteiligte zu 1 im Rubrum des amtsgerichtlichen 
Beschlusses als Bevollmächtigte aufgeführt ist, genügt für sich betrachtet nicht für eine Hinzuziehung, weil ihr 
hierdurch nicht die Möglichkeit eingeräumt wurde, Einfluss auf die Entscheidung zu nehmen (vgl. Senatsbe-
schluss vom 17. Juni 2020 - XII ZB 574/19 - FamRZ 2020, 1590 Rn. 16 mwN). 
 

b) Die Beschwerdeberechtigung folgt auch nicht aus § 59 Abs. 1 FamFG, weil die Beteiligte zu 1 durch die 
Einrichtung einer Betreuung und Bestellung eines Berufsbetreuers für die Betroffene nicht in eigenen Rechten 
betroffen ist. Eine Betroffenheit in eigenen Rechten resultiert insbesondere nicht aus der ihr eingeräumten 
Vorsorgevollmacht (vgl. Senatsbeschluss vom 5.11.2014 - XII ZB 117/14 - FamRZ 2015, 249 Rn. 16 f. mwN). 
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c) Schließlich räumt § 303 Abs. 4 FamFG dem Vorsorgebevollmächtigten zwar das Recht ein, im Namen des 
Betroffenen (Erst-)Beschwerde einzulegen. Bei diesem Rechtsmittel handelt es sich indes um ein solches des 
Betroffenen. Die aus § 303 Abs. 4 FamFG folgende Beschwerdeberechtigung der Beteiligten zu 1 vermag die 
Zulässigkeit der von ihr im eigenen Namen eingelegten Erstbeschwerde mithin nicht zu begründen, sondern 
gibt ihr als Vorsorgebevollmächtigter lediglich die Möglichkeit, im Namen der Betroffenen Erstbeschwerde 
einzulegen und dann gegen deren Zurückweisung im Namen der Betroffenen Rechtsbeschwerde einzulegen 
(vgl. Beschluss v. 21.8.2019 - XII ZB 156/19 - FamRZ 2019, 1890 Rn. 8 ff.), was hier nicht geschehen ist. 
 

Von einer weiteren Begründung der Entscheidung wird gemäß § 74 Abs. 7 FamFG abgesehen, weil sie nicht 
geeignet wäre, zur Klärung von Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung, zur Fortbildung des Rechts oder 
zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung beizutragen. 
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BGH XII. Senat    13.11.2024     VII ZB 558/23
  

Auskunft zum Trennungszeitpunkt: Beweislastumkehr  

Leitsätze 
 

1.    Die Beweislastumkehr nach § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB knüpft an die Auskunft an, mit der der auf den Tren-
nungszeitpunkt bezogene Auskunftsanspruch nach § 1379 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 BGB erfüllt wurde. 
 

2.    Bei einer Auskunft über das Trennungsvermögen handelt es sich auch dann um eine solche iSd § 1375 Abs. 
2 Satz 2 BGB, wenn ihr ein anderer Zeitpunkt als der tatsächliche Trennungszeitpunkt zugrunde liegt, sofern der 
Auskunftsgläubiger die Auskunft zu dem konkreten Datum verlangt oder die vom Auskunftsschuldner unaufgefor-
dert erteilte Auskunft als Erfüllung seines Auskunftsanspruchs nach § 1379 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 
BGB angenommen hat. 
 

Sachverhalt 
 

A. Die Beteiligten streiten über einen Zugewinnausgleichsanspruch der Antragstellerin. 
 

Die Beteiligten sind deutsche Staatsangehörige. Sie schlossen am 4. Oktober 2014 die Ehe und zogen im Novem-
ber desselben Jahres nach Katar um. Am 17. September 2017 flog die Antragstellerin nach Deutschland und kehrte 
nicht mehr nach Katar zurück. 
 

Mit dem Antragsgegner am 1. Oktober 2018 zugestelltem Schriftsatz hat die Antragstellerin die Scheidung der Ehe 
beantragt. Im Mai 2019 erteilte der Antragsgegner außergerichtlich Auskunft über den Bestand seines Vermögens 
am Tag der Eheschließung, am Tag der Zustellung des Scheidungsantrags und "am Stichtag der Trennung 
(17.09.2017)", zu letzterem mit einem Betrag von 152.709,23 €. Die Antragstellerin hat hierauf gestützt einen An-
trag auf Zahlung von Zugewinnausgleich als Folgesache anhängig gemacht. Nachdem der Antragsgegner den 
Zeitpunkt der Trennung streitig gestellt hatte, hat sie die Zwischenfeststellung beantragt, dass die Trennung der 
Beteiligten am 17. September 2017 erfolgt sei. Diesen Antrag hat das Amtsgericht als unbegründet abgewiesen. 
In der Folge hat das Amtsgericht die Ehe der Beteiligten unter Anwendung katarischen Rechts geschieden, den 
Versorgungsausgleich geregelt, den Unterhaltsantrag der Antragstellerin abgewiesen und den Antragsgegner un-
ter Abweisung des weitergehenden güterrechtlichen Antrags verpflichtet, an die Antragstellerin einen Zugewinn-
ausgleich iHv 54.870,02 € zu zahlen. Dabei ist es von einer Trennung der Beteiligten am 17. September 2017 
ausgegangen und hat dem Endvermögen des Antragsgegners (27.014,16 €) unter Zugrundelegung der Angaben 
in seiner Vermögensauskunft zum 17. September 2017 (152.709,23 €) und Anwendung der Beweislastumkehr 
nach § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB illoyale Vermögensminderungen iHv 112.986,65 € hinzugerechnet. 
 

Auf die gegen den Ausspruch über den Zugewinnausgleich gerichtete Beschwerde des Antragsgegners hat das 
Oberlandesgericht den Ausgleichsanspruch der Antragstellerin unter Zurückweisung des weitergehenden Rechts-
mittels auf 36.717,63 € gekürzt. Hiergegen wendet sich die Antragstellerin mit ihrer zugelassenen Rechtsbe-
schwerde, mit der sie die Wiederherstellung der amtsgerichtlichen Entscheidung in der Folgesache Güterrecht 
erstrebt. 
 

Entscheidungsgründe 
 

B. Die Rechtsbeschwerde hat Erfolg. Sie führt zur Aufhebung des angefochtenen Beschlusses, soweit darin zum 
Nachteil der Antragstellerin erkannt worden ist, und im Umfang der Aufhebung zur Zurückverweisung der Sache 
an das Beschwerdegericht. 
 

I. Die in jeder Lage des Verfahrens zu prüfende internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte (vgl. Senatsbe-
schluss vom 26. Juni 2019 - XII ZB 299/18 - FamRZ 2019, 1535 Rn. 10 mwN) ist gegeben. Sie ergibt sich vorliegend 
aus Art. 5 Abs. 1 iVm Art. 69 Abs. 1 EuGüVO, Art. 3 Abs. 1 lit. b Brüssel IIa-VO, da beide Beteiligte die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen und das Güterrechtsverfahren nach dem 28. Januar 2019 sowie das Scheidungsver-
fahren vor Beginn des zeitlichen Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom 25. Juni 
2019 über die Zuständigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Ver-
fahren betreffend die elterliche Verantwortung und über internationale Kindesentführungen (Brüssel IIb-VO) am 1. 
August 2022 (vgl. Art. 100 Brüssel IIb-VO) eingeleitet worden sind. 
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II. 1. Das Beschwerdegericht hat zur Begründung seiner Entscheidung ausgeführt, die Antragstellerin habe keinen 
Zugewinn erzielt und der Antragsgegner habe ein Anfangsvermögen iHv indexiert 30.260,78 € sowie ein Vermögen 
bei Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags iHv 27.014,16 € gehabt. Die Beweislast für illoyale Vermögensmin-
derungen liege allerdings entgegen der Ansicht des Amtsgerichts trotz der vom Antragsgegner erteilten Auskunft 
über sein Trennungsvermögen zum 17. September 2017 nicht gemäß § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB beim Antrags-
gegner, sondern bei der Antragstellerin. Denn mit der Abweisung des Zwischenfeststellungsantrags stehe zwi-
schen den Beteiligten fest, dass Trennungszeitpunkt nicht der 17. September 2017 gewesen sei. Dem Zwischen-
feststellungsbeschluss komme Bindungswirkung zu, weil es sich bei dem Trennungszeitpunkt um ein feststellungs-
fähiges Rechtsverhältnis handele. Die Antragstellerin habe auch, wie mit dem Zwischenfeststellungsbeschluss ent-
schieden, ein Feststellungsbedürfnis gehabt, nachdem der Trennungszeitpunkt im Verfahren streitig gewesen sei 
und die Beweislastumkehr nach § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB nur greife, wenn die Auskunft tatsächlich zum Tren-
nungszeitpunkt erteilt wurde. Die vom Antragsgegner erteilte Auskunft habe somit die Beweislastumkehr nicht aus-
gelöst. Nach den danach geltenden allgemeinen Grundsätzen zur Darlegungs- und Beweislast sei dem Endver-
mögen des Antragsgegners gemäß § 1375 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BGB ein Betrag von lediglich 76.681,87 € hinzuzu-
rechnen, denn nur insoweit habe der Antragsgegner seiner sekundären Darlegungslast für die Verwendung der 
von seinen Konten abgehobenen Beträge nicht entsprochen. Im Übrigen sei dagegen nicht von illoyalen Vermö-
gensminderungen auszugehen. Hiernach ergebe sich ein Zugewinn des Antragsgegners iHv 73.435,25 €, so dass 
sich ein Zugewinnausgleichsanspruch der Antragstellerin von 36.717,63 € errechne. 
 

2. Dies hält rechtlicher Nachprüfung in einem entscheidenden Punkt nicht stand. Die Ermittlung der Höhe des 
Anspruchs der Antragstellerin auf Zugewinnausgleich durch das Beschwerdegericht begegnet durchgreifenden 
Rechtsbedenken. Sie beruht auf einer den Voraussetzungen des § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB nicht entsprechenden 
Beurteilung der Beweislast für die Verwendung des Vermögens, um dessen Betrag das Endvermögen des An-
tragsgegners gegenüber dem in der zum Trennungszeitpunkt erteilten Auskunft angegebenen Vermögen gemin-
dert ist. 
 

a) Die güterrechtlichen Wirkungen der Ehe der Beteiligten richten sich gemäß Art. 15 Abs. 1 iVm Art. 14 Abs. 1 Nr. 
1 EGBGB in der bis zum 28. Januar 2019 geltenden Fassung nach deutschem Recht. Diese Regelungen finden 
aufgrund der Übergangsregelung in Art. 229 § 47 Abs. 1 und 2 Nr. 2 EGBGB auf den vorliegenden Fall weiterhin 
Anwendung, weil die Ehe vor dem 29. Januar 2019 geschlossen und von den Beteiligten in der Folgezeit keine 
Rechtswahl über das auf ihren Güterstand anzuwendende Recht getroffen wurde. 
 

Aus der Verordnung (EU) 2016/1103 des Rates vom 24. Juni 2016 zur Durchführung einer Verstärkten Zusam-
menarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden Rechts und der Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Fragen des ehelichen Güterstands (EuGüVO; ABl. Nr. L 183 S. 1) ergibt sich nichts anderes. 
Denn nach Art. 69 Abs. 3 EuGüVO sind die Regelungen über das anwendbare Recht (Kapitel III, Art. 20 ff. 
EuGüVO) nur anwendbar, wenn die Ehegatten nach dem 28. Januar 2019 die Ehe eingegangen sind oder eine 
Rechtswahl des auf ihren Güterstand anzuwendenden Rechts getroffen haben. Dies ist hier nicht der Fall. 
 

b) Bei Beendigung des gesetzlichen Güterstands auf andere Weise als durch den Tod eines Ehegatten ist gemäß 
§ 1372 BGB der von den Ehegatten während der Zugewinngemeinschaft erzielte Zugewinn nach Maßgabe der §§ 
1373 ff. BGB zwischen diesen auszugleichen. Zugewinn ist dabei nach § 1373 BGB der Betrag, um den das End-
vermögen eines Ehegatten das Anfangsvermögen übersteigt. Für die Berechnung des Zugewinnausgleichsan-
spruchs wird dem Endvermögen eines Ehegatten (§ 1375 Abs. 1 BGB) dabei gemäß § 1375 Abs. 2 Satz 1 BGB 
der Betrag hinzugerechnet, um den dieses Vermögen dadurch vermindert ist, dass der Ehegatte nach Eintritt des 
Güterstandes unentgeltliche Zuwendungen gemacht hat, durch die er nicht einer sittlichen Pflicht oder einer auf 
den Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprochen hat, Vermögen verschwendet oder Handlungen in der Absicht 
vorgenommen hat, den anderen Ehegatten zu benachteiligen. Ist das Endvermögen eines Ehegatten geringer als 
das Vermögen, das er in der Auskunft zum Trennungszeitpunkt angegeben hat, so hat dieser Ehegatte nach § 
1375 Abs. 2 Satz 2 BGB darzulegen und zu beweisen, dass die Vermögensminderung nicht auf Handlungen im 
Sinne des Satzes 1 zurückzuführen ist. 
 

c) Das Beschwerdegericht hat das Endvermögen des Antragsgegners indes rechtsfehlerhaft nicht unter Rückgriff 
auf die gesetzliche Regelung in § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB, sondern aufgrund der allgemeinen Grundsätze zur 
Darlegungs- und Beweislast bestimmt und auf dieser Grundlage den Anspruch der Antragstellerin auf 
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Zugewinnausgleich berechnet. Die von ihm insoweit als entscheidend erachtete - umstrittene - Frage, ob es sich 
bei dem Trennungszeitpunkt um ein (zwischen)feststellungsfähiges Rechtsverhältnis iSd § 256 ZPO handelt (vgl. 
Senatsbeschlüsse vom 8. Juli 2020 - XII ZB 334/19 - FamRZ 2020, 1572 Rn. 8 und vom 13. Februar 2019 - XII ZB 
499/18 - FamRZ 2019, 818 Rn. 12 mwN), bedarf dabei keiner Entscheidung. Offenbleiben kann auch, ob, wie das 
Beschwerdegericht meint, die Entscheidung über den Trennungszeitpunkt durch den Zwischenfeststellungsbe-
schluss des Amtsgerichts nur dann in materielle Rechtskraft erwachsen wäre und Bindungswirkung entfaltet hätte, 
wenn es sich beim Trennungszeitpunkt um ein solches Rechtsverhältnis handelte und hier einer Zwischenfeststel-
lung nach § 256 Abs. 2 ZPO zugänglich gewesen wäre. 
 

Denn für die in § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB vorgesehene Beweislastumkehr (vgl. Senatsbeschlüsse vom 13. Februar 
2019 - XII ZB 499/18 - FamRZ 2019, 818 Rn. 13 und vom 17. Oktober 2012 - XII ZR 101/10 - FamRZ 2013, 103 
Rn. 18) kommt es vorliegend von vornherein nicht darauf an, ob in der Auskunft des Antragsgegners zum Tren-
nungszeitpunkt der zutreffende Zeitpunkt zugrunde gelegt ist (vgl. OLG Karlsruhe FF 2024, 450, 452; OLG Frank-
furt FamRZ 2021, 1870, 1873; OLG Koblenz FamRZ 2018, 42, 44 f.; Braeuer FamRZ 2014, 1458, 1459; Münch-
KommBGB/Koch 9. Aufl. § 1379 Rn. 53; Koch FamRZ 2015, 1073, 1075; Kintzel FamRZ 2021, 371, 372; Kohlen-
berg in Johannsen/Henrich/Althammer Familienrecht 7. Aufl. § 1379 Rn. 6 mwN; Scholz/Kleffmann/Kohlenberg 
Praxishandbuch Familienrecht [Stand: Sept. 2019] Teil B Eheliches Güterrecht Rn. 132; aA OLG Celle FamRZ 
2014, 326, 327; Staudinger/Thiele BGB [2017] § 1375 Rn. 46; Grüneberg/Siede BGB 83. Aufl. § 1376 Rn. 33). 
 

aa) Die Frage, ob nur eine Auskunft die Beweislastumkehr nach § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB auslöst, die den Ver-
mögensbestand zum tatsächlichen Trennungszeitpunkt zum Gegenstand hat, lässt sich mit dem Gesetzeswortlaut 
nicht eindeutig beantworten. Denn die Regelung knüpft die Umkehr der Darlegungs- und Beweislast ohne nähere 
Maßgaben an den Inhalt der erteilten "Auskunft zum Trennungszeitpunkt" und verhält sich insbesondere nicht dazu, 
ob nur die Auskunft zum tatsächlichen Trennungszeitpunkt die Beweislastumkehr auszulösen vermag. Der Wortlaut 
lässt mithin auch die Auslegung zu, dass eine Auskunft Ansatzpunkt für die Beweislastumkehr sein kann, die zwar 
als Auskunft zum Trennungszeitpunkt erteilt wurde, der aber ein anderes als das tatsächliche Trennungsdatum 
zugrunde liegt. 
 

bb) Die Regelung in § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB wurde - ebenso wie der in § 1379 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 
1 BGB geregelte Anspruch der Ehegatten auf Erteilung einer Auskunft über das Vermögen zum Zeitpunkt der 
Trennung gegen den jeweils anderen Ehegatten - auf Anregung des Rechtsausschusses (vgl. BT-Drucks. 
16/13027 S. 7) durch das Gesetz zur Änderung des Zugewinnausgleichs- und Vormundschaftsrechts vom 6. Juli 
2009 (BGBl I S. 1696 ff.) mit Wirkung zum 1. September 2009 in die Vorschriften über den Zugewinnausgleich (§§ 
1371 ff. BGB) aufgenommen. 
 

Der Auskunftsanspruch wurde dabei eingefügt, "um Vermögensverschiebungen zwischen der Trennung der Ehe-
gatten und dem Stichtag der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags zu vermeiden" (BT-Drucks. 16/13027 S. 7). 
Mit der Beweislastregel in § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB sollte dieser Schutz vor illoyalen Vermögensminderungen 
ergänzt werden, indem der Ausgleichsschuldner, soweit sein Endvermögen geringer ist als das Vermögen, das er 
in der Auskunft zum Trennungsvermögen angegeben hat, die Vermögensminderung nachvollziehbar darlegen 
muss (vgl. BT-Drucks. 16/3027 S. 7). Diese Beweislastumkehr erklärt sich mit der Überlegung, dass gerade mit 
der Trennung das Bestreben der Ehegatten, eigenes Vermögen auf die in § 1375 Abs. 2 Satz 1 BGB beschriebene 
Weise dem Zugriff des anderen Ehegatten vorzuenthalten und dem späteren Zugewinnausgleich zu entziehen, 
erfahrungsgemäß zunimmt und der auskunftsberechtigte Ehegatte nach der Trennung regelmäßig keine Möglich-
keit mehr hat, die Vermögensbewegungen des anderen Ehegatten nachzuvollziehen (vgl. hierzu Senatsbeschluss 
BGHZ 194, 245 = FamRZ 2012, 1785 Rn. 40 mwN). 
 

cc) Die Regelung in § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB knüpft mithin systematisch an den Auskunftsanspruch nach § 1379 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 BGB an (vgl. Senatsbeschluss vom 5. April 2017 - XII ZB 259/16 - FamRZ 2017, 
1039 Rn. 14; vgl. auch Kohlenberg in Johannsen/Henrich/Althammer Familienrecht 7. Aufl. § 1379 Rn. 6). Die zur 
Beweislastumkehr führende "Auskunft zum Trennungszeitpunkt" ist daher diejenige, mit der der Auskunftsanspruch 
aus § 1379 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 BGB erfüllt wird. 
 

(1) Wird der auskunftspflichtige Ehegatte in einem Auskunftsverfahren rechtskräftig zur Erteilung einer Auskunft 
über das Trennungsvermögen zu einem konkreten Zeitpunkt verpflichtet, steht damit gleichzeitig fest, dass nur die 
hiernach zu erteilende Auskunft zu dem in der Auskunftsentscheidung zugrunde gelegten Trennungsdatum eine 
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solche iSd § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB ist, aufgrund deren die Beweislastumkehr eintreten kann. Gleichzeitig ist mit 
einer solchen Auskunftsentscheidung bindend darüber entschieden, dass eine Auskunft über das Vermögen zum 
Trennungsstichtag zu einem anderen Zeitpunkt gerade nicht geschuldet ist (vgl. Kohlenberg in Johannsen/Hen-
rich/Althammer Familienrecht 7. Aufl. § 1379 Rn. 6). 
 

(2) Fehlt es dagegen an einem derartigen rechtskräftigen Auskunftstitel und der damit verbundenen bindenden 
Entscheidung über die einzig erfüllungstaugliche Auskunft über das Vermögen des Auskunftsschuldners zur Zeit 
der Trennung, hat aber der Auskunftsschuldner auf Aufforderung die Auskunft über sein Vermögen zum in der 
Aufforderung benannten Trennungszeitpunkt erteilt oder der andere Ehegatte eine unaufgefordert erteilte Auskunft 
als Erfüllung seines Auskunftsanspruchs akzeptiert, ist damit der Auskunftsanspruch gemäß §§ 362 Abs. 1, 364 
Abs. 1 BGB erloschen. Auch eine Auskunft zu einem anderen als dem tatsächlichen Trennungszeitpunkt erfüllt 
unter derartigen Umständen den Auskunftsanspruch nach § 1379 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 BGB und löst 
die Beweislastumkehr nach § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB aus, wenn das darin angegebene Vermögen das Endver-
mögen übersteigt (vgl. auch Staudinger/Thiele BGB [2017] § 1379 Rn. 7). 
 

dd) Dieses Gesetzesverständnis wird dem Zweck des § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB gerecht, illoyale Vermögenmin-
derungen zu unterbinden und dem ausgleichsberechtigten Ehegatten eine effektive Durchsetzung seines Zuge-
winnausgleichsanspruchs zu ermöglichen. Denn der auskunftsverpflichtete Ehegatte wird an dem Inhalt der von 
ihm zur Erfüllung des Auskunftsanspruchs zum Trennungszeitpunkt erteilten Auskunft festgehalten und hat den 
Verbleib des dort angegebenen Vermögens zu erklären und ggf. zu beweisen. Die spätere Behauptung, der seiner 
Auskunft zugrunde gelegte Zeitpunkt sei nicht der Trennungszeitpunkt gewesen und die Angaben zum Trennungs-
vermögen träfen daher nicht zu, ist damit rechtlich irrelevant (vgl. auch Braeuer FamRZ 2014, 1458, 1459). 
 

Einer Auskunft über das Vermögen zu einem als Trennungszeitpunkt bezeichneten, mit diesem aber nicht über-
einstimmenden Datum kommt im Übrigen eine vergleichbare Indizwirkung wie einer Auskunft zum tatsächlichen 
Trennungszeitpunkt zu. Ergibt sich aus ihr ein das Endvermögen übersteigender Vermögenswert, bietet das 
ebenso Anlass, dem Ehegatten die Darlegungs- und Beweislast dafür aufzuerlegen, dass diese Vermögensminde-
rung nicht auf den in § 1375 Abs. 2 Satz 1 BGB genannten Umständen beruht. Da sich die Auskunft auch mit dem 
darin angegebenen Trennungszeitpunkt ausschließlich auf eine in der Kenntnis des Auskunftspflichtigen liegende 
Tatsache bezieht, wird der erklärende Ehegatte insoweit nicht unangemessen benachteiligt, sondern lediglich am 
Inhalt seiner Erklärung festgehalten. 
 

ee) Der Antragsgegner hat vorliegend eine Auskunft über sein Vermögen "am Stichtag der Trennung (17.09.2017)" 
erteilt. Die Antragstellerin hat diese Auskunft als Erfüllung akzeptiert, indem sie diese ihrem güterrechtlichen Antrag 
und ihrer Berechnung des Zugewinnausgleichsanspruchs zugrunde gelegt hat. Den Inhalt der Auskunft hat sie - 
anders als die Antragsgegnerseite in der mündlichen Senatsverhandlung gemeint hat - auch nicht etwa nachfol-
gend als unrichtig in Frage gestellt. Sie hat vielmehr ausgehend von den Angaben des Antragsgegners in seiner 
Auskunft zum Trennungsvermögen und dessen Auskunft zum Endvermögen illoyale Vermögensminderungen zu 
ihrem Nachteil geltend gemacht. Bei der vom Antragsgegner erteilten und mithin auch von ihm zunächst als erfül-
lungstauglich angesehenen Auskunft zum Trennungsvermögen handelte es sich danach um eine solche im Sinne 
des § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB, woraus die dort vorgesehene Beweislastumkehr folgt. Für die Berechnung des 
Endvermögens hätte daher der Antragsgegner das Nichtvorliegen der Voraussetzungen des § 1375 Abs. 2 Satz 1 
BGB darlegen und beweisen müssen, weil sein Endvermögen mit 27.014,16 € gegenüber dem in der Auskunft zum 
Trennungszeitpunkt angegebenen Vermögen von 152.709,23 € gemindert ist. 
 

Dies hat das Beschwerdegericht in entscheidungserheblicher Weise verkannt. Es hat seiner Entscheidung ausge-
hend von den allgemeinen Grundsätzen zur Darlegungs- und Beweislast lediglich eine sekundäre Darlegungslast 
des Antragsgegners zugrunde gelegt und diese als durch dessen Vorbringen zur Verwendung des im Endvermö-
gen nicht mehr vorhandenen Vermögenswerts für notwendige Medikamente teilweise als erfüllt erachtet. Damit hat 
das Beschwerdegericht rechtsfehlerhaft verneint, dass der Antragsgegner dieses von der Antragstellerin bestrittene 
Vorbringen zu beweisen hatte. 
 

3. Die angefochtene Entscheidung kann mithin keinen Bestand haben. Die Sache ist nicht zur Endentscheidung 
reif, weil noch weitere Tatsachenfeststellungen zu treffen sind. Sie ist daher an das Beschwerdegericht zurückzu-
verweisen (§ 74 Abs. 6 Satz 1 und 2 FamFG).
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Zur Inhaltskontrolle von Eheverträgen bei Unternehmerehen  
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Ein Ausschluss des Zugewinnausgleichs durch Ehevertrag kann auch im Rahmen sog. Unternehmerehen 
wirksam vereinbart werden. 
 

Sachverhalt 
 

I. Die Beteiligten streiten in einem zum Scheidungsverbund anhängig gemachten Zugewinnausgleichsverfah-
ren im Rahmen eines Stufenantrags darüber, ob ein Zugewinnausgleichsanspruch der Antragsgegnerin wirk-
sam durch einen Ehevertrag ausgeschlossen worden ist. 
 

Aus der Beziehung der Beteiligten ist zunächst eine 2008 geborene Tochter hervorgegangen. Am 3. Dezem-
ber 2010 schlossen die Beteiligten einen notariell beurkundeten Ehevertrag. Darin vereinbarten sie Gütertren-
nung und modifizierten die gesetzlichen Regelungen zum nachehelichen Unterhalt. Insoweit wurde der Unter-
haltsbedarf der Antragsgegnerin - mit einer Wertsicherungsklausel - für mindestens die Hälfte der Ehedauer 
verbindlich auf monatlich 3.300 € sowie ab einer Ehedauer von vier Jahren auf monatlich 5.000 € festgeschrie-
ben. Zugleich wurde vereinbart, dass im Falle eines Betreuungsunterhalts bis zur Vollendung des siebten 
Lebensjahres des jüngsten gemeinsamen Kindes eine Erwerbsverpflichtung der Antragsgegnerin nicht be-
stehe. Zum Versorgungsausgleich wurde keine Regelung getroffen. Die Beteiligten vereinbarten aber einen 
gegenseitigen Verzicht auf das gesetzliche Erb- und Pflichtteilsrecht. Zudem beinhaltete der Ehevertrag eine 
salvatorische Klausel. 
 

Am 10. Dezember 2010 schlossen die Beteiligten die Ehe. Während der Ehe wurden (in den Jahren 2012, 
2014 und 2016) drei weitere Kinder geboren. Der Scheidungsantrag ist der Antragsgegnerin am 19. März 
2021 zugestellt worden. 
 

Die Antragsgegnerin, die im Jahr 2006 ein Studium der Betriebswirtschaftslehre abgeschlossen hatte, war ab 
Januar 2007 als Unternehmensberaterin tätig. Bei Abschluss des Ehevertrages war sie Geschäftsführerin 
einer GmbH mit einem Einkommen von monatlich 4.200 € brutto. Diese Tätigkeit setzte sie - mit einer Unter-
brechung von 16 Monaten bei der Geburt des zweiten gemeinsamen Kindes - bis Anfang August 2014 fort. 
Der Antragsteller ist als Gesellschafter an verschiedenen Unternehmen seiner Familie beteiligt und dort teil-
weise auch als Geschäftsführer tätig. Die Gesellschaftsverträge sehen vor, dass jeder Gesellschafter mit dem 
Ehegatten Gütertrennung zu vereinbaren hat. 
 

Das Amtsgericht hat durch Scheidungsverbundbeschluss die Ehe geschieden, den Versorgungsausgleich 
durchgeführt und den Stufenantrag auf Zugewinnausgleich insgesamt abgewiesen. Die gegen die güterrecht-
liche Entscheidung gerichtete Beschwerde der Antragsgegnerin ist ohne Erfolg geblieben. Mit der vom Ober-
landesgericht zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt sie ihren Stufenantrag weiter. 
 

Entscheidungsgründe 
 

II. Die Rechtsbeschwerde ist statthaft, weil das Beschwerdegericht sie zugelassen hat (§ 70 Abs. 1 FamFG) 
und der Senat hieran gebunden ist. Sie hat aber keinen Erfolg. Das Beschwerdegericht ist zutreffend davon 
ausgegangen, dass ein Zugewinnausgleich der Antragsgegnerin durch den Ehevertrag der Beteiligten wirk-
sam ausgeschlossen worden ist. 
 

1. Das Beschwerdegericht hat zur Begründung seiner Entscheidung ausgeführt, der Ehevertrag halte einer 
Inhaltskontrolle stand. Die Vereinbarung der Gütertrennung als eines Wahlgüterstands sei für sich genommen 
nicht zu beanstanden. Ob sich der Ehevertrag bei einer Gesamtwürdigung aller Regelungen schon objektiv 
als sittenwidrig darstelle, könne dahingestellt bleiben, da es der Antragsgegnerin jedenfalls nicht gelungen 
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sei, Umstände darzulegen, die die Annahme einer subjektiven Imparität rechtfertigen könnten. Auch sei der 
Ehevertrag nicht im Wege einer Ausübungskontrolle anzupassen. 
 

2. Dies hält rechtlicher Überprüfung stand. 
 

a) Im Rahmen der Wirksamkeitskontrolle hat der Tatrichter zunächst zu prüfen, ob die Vereinbarung schon im 
Zeitpunkt ihres Zustandekommens offenkundig zu einer derart einseitigen Lastenverteilung für den Schei-
dungsfall führt, dass ihr - und zwar losgelöst von der künftigen Entwicklung der Ehegatten und ihrer Lebens-
verhältnisse - wegen Verstoßes gegen die guten Sitten die Anerkennung der Rechtsordnung ganz oder teil-
weise mit der Folge zu versagen ist, dass an ihre Stelle die gesetzlichen Regelungen treten (§ 138 Abs. 1 
BGB). Erforderlich ist dabei eine Gesamtwürdigung, die auf die individuellen Verhältnisse beim Vertrags-
schluss abstellt, insbesondere also auf die Einkommens- und Vermögensverhältnisse, den geplanten oder 
bereits verwirklichten Zuschnitt der Ehe sowie auf die Auswirkungen auf die Ehegatten und etwaige Kinder. 
Subjektiv sind sodann die von den Ehegatten mit der Abrede verfolgten Zwecke sowie die sonstigen Beweg-
gründe zu berücksichtigen, die die Ehegatten dazu bewogen haben, den Ehevertrag zu schließen. Das Verdikt 
der Sittenwidrigkeit wird dabei regelmäßig nur in Betracht kommen, wenn durch den Vertrag Regelungen aus 
dem Kernbereich des gesetzlichen Scheidungsfolgenrechts ganz oder jedenfalls zu erheblichen Teilen abbe-
dungen werden, ohne dass dieser Nachteil für den anderen Ehegatten durch anderweitige Vorteile gemildert 
oder durch die besonderen Verhältnisse der Ehegatten, den von ihnen angestrebten oder gelebten Ehetyp 
oder durch sonstige gewichtige Belange des begünstigten Ehegatten gerechtfertigt wird. Das Gesetz kennt 
keinen unverzichtbaren Mindestgehalt an Scheidungsfolgen zugunsten des berechtigten Ehegatten, so dass 
auch aus dem objektiven Zusammenspiel einseitig belastender Regelungen nur dann auf die weiter erforder-
liche verwerfliche Gesinnung des begünstigten Ehegatten geschlossen werden kann, wenn die Annahme ge-
rechtfertigt ist, dass sich in dem unausgewogenen Vertragsinhalt eine auf ungleichen Verhandlungspositionen 
basierende einseitige Dominanz eines Ehegatten und damit eine Störung der subjektiven Vertragsparität wi-
derspiegelt. Eine lediglich auf die Einseitigkeit der Lastenverteilung gegründete tatsächliche Vermutung für 
die subjektive Seite der Sittenwidrigkeit lässt sich bei familienrechtlichen Verträgen indes nicht aufstellen. Ein 
unausgewogener Vertragsinhalt mag zwar ein gewisses Indiz für eine unterlegene Verhandlungsposition des 
belasteten Ehegatten sein. Gleichwohl wird das Verdikt der Sittenwidrigkeit in der Regel nicht gerechtfertigt 
sein, wenn außerhalb der Vertragsurkunde keine verstärkenden Umstände zu erkennen sind, die auf eine 
subjektive Imparität, insbesondere infolge der Ausnutzung einer Zwangslage, sozialer oder wirtschaftlicher 
Abhängigkeit oder intellektueller Unterlegenheit, hindeuten könnten (Senatsbeschluss vom 29. November 
2023 - XII ZB 531/22 - FamRZ 2024, 512 Rn. 22 f. mwN). 
 

b) Gemessen daran ist es rechtsbeschwerderechtlich nicht zu beanstanden, dass das Beschwerdegericht die 
Vereinbarung der Gütertrennung im Rahmen der Inhaltskontrolle als wirksam erachtet hat. 
 

aa) Zutreffend ist das Beschwerdegericht davon ausgegangen, dass die von den Beteiligten getroffene Ver-
einbarung der Gütertrennung bei isolierter Betrachtung keinen Wirksamkeitsbedenken unterliegt, weil das Gü-
terrecht nicht dem Kernbereich des Scheidungsfolgenrechts zuzuordnen ist und der Zugewinnausgleich daher 
- auch wegen der gesetzlich ausdrücklich vorgesehenen verschiedenen Güterstände - ehevertraglicher Ge-
staltung am weitesten zugänglich ist (vgl. Senatsbeschluss vom 29. November 2023 - XII ZB 531/22 - FamRZ 
2024, 512 Rn. 19 mwN). 
 

Dass die Beteiligten eine Unternehmerehe geführt haben, führt hier zu keiner anderen Beurteilung. Denn der 
Senat hat für Unternehmerehen bereits entschieden, dass ein vertraglicher Ausschluss des Zugewinnaus-
gleichs auch dann nicht im Rahmen der Wirksamkeitskontrolle zu korrigieren ist, wenn bereits bei Vertrags-
schluss absehbar gewesen ist, dass sich der andere Ehegatte ganz oder teilweise aus dem Erwerbsleben 
zurückziehen würde und ihm deshalb eine vorhersehbar nicht kompensierte Lücke in der Altersversorgung 
verbleibt. Vielmehr hat der Senat ein überwiegendes legitimes Interesse des erwerbstätigen Ehegatten aner-
kannt, das Vermögen seines selbständigen Erwerbsbetriebes durch die Vereinbarung der Gütertrennung ei-
nem möglicherweise existenzbedrohenden Zugriff seines Ehegatten im Scheidungsfall zu entziehen und damit 
nicht nur für sich, sondern auch für die Familie die Lebensgrundlage zu erhalten (vgl. Senatsbeschluss vom 
15. März 2017 - XII ZB 109/16 - FamRZ 2017, 884 Rn. 36 mwN). 
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bb) Das Beschwerdegericht konnte dahinstehen lassen, ob die Regelungen des Ehevertrags insgesamt zu 
einer einseitigen Lastenverteilung - die ein gewisses Indiz für eine ungleiche Verhandlungsposition sein könnte 
- führen, weil es entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde zu Recht eine subjektive Imparität verneint 
hat. 
 

(1) Rechtsfehlerfrei hat das Beschwerdegericht hierzu ausgeführt, es habe für die Antragsgegnerin keine 
Zwangslage begründet, dass der Antragsteller die Ehe nur unter der Bedingung eines Ehevertrags eingehen 
wollte, da sie nicht in besonderem Maße auf die Eheschließung angewiesen gewesen sei. Vielmehr sei sie 
bei Abschluss des Ehevertrags durch ihre berufliche Tätigkeit wirtschaftlich ausreichend abgesichert gewe-
sen. Aufgrund ihrer Ausbildung und ihrer Berufserfahrung hätten auch gute Aussichten bestanden, nach ihrem 
Ausscheiden als Geschäftsführerin der GmbH eine vergleichbare Anstellung zu finden. Unabhängig von der 
Wirksamkeit der Klauseln in den Gesellschaftsverträgen, die den Antragsteller zur Vereinbarung der Güter-
trennung verpflichten, könne nicht von einer subjektiven Imparität ausgegangen werden, weil dem Antragstel-
ler keine Verwerflichkeit zur Last falle. Denn in der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs sei ein überwie-
gendes legitimes Interesse an der Sicherung der Lebensgrundlage auch für die Familie selbst unabhängig 
von entsprechenden Güterstandsklauseln anerkannt. Auch der gegenseitige Erb- und Pflichtteilsverzicht be-
gründe keine subjektive Imparität. Eine solche könne ebenso wenig daraus hergeleitet werden, dass die An-
tragsgegnerin bei den Vertragsverhandlungen durch ihren Vater anwaltlich vertreten war. Die Antragsgegnerin 
sei selbst in der Lage gewesen, die vertraglichen Regelungen in ihrer Bedeutung und ihren Auswirkungen 
intellektuell zu erfassen. Zudem seien Anhaltspunkte für die Annahme einer subjektiven Imparität durch etwa-
ige Defizite im Zusammenhang mit der anwaltlichen Beratung durch den Vater weder ersichtlich noch sub-
stantiiert dargelegt. Dass die Antragsgegnerin durch den Abschluss des Ehevertrags "überrumpelt" worden 
sei, könne angesichts der Übermittlung der Eckpunkte des beabsichtigten Ehevertrags am 4. November 2010 
und der sich anschließenden Vertragsverhandlungen bis zur notarielle Beurkundung des Ehevertrags am 3. 
Dezember 2010 ausgeschlossen werden. Schließlich könne in der heutigen Zeit auch nicht mehr angenom-
men werden, dass ein Nichtzustandekommen der Heirat angesichts ihrer gesellschaftlichen Stellung eine 
Zwangslage für die Antragsgegnerin begründet habe, zumal sie zuvor bereits seit zwei Jahren mit dem An-
tragsteller in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft mit einem Kind gelebt habe. 
 

(2) Ohne Erfolg macht die Rechtsbeschwerde demgegenüber geltend, eine Störung der subjektiven Ver-
tragsparität folge daraus, dass die Antragsgegnerin bei den Verhandlungen über den Ehevertrag durch ihren 
Vater, einen Rechtsanwalt und Notar, vertreten wurde. Vielmehr spricht dieser Umstand in erheblichem Maße 
gegen eine auf ungleichen Verhandlungspositionen basierende einseitige Dominanz des Antragstellers (vgl. 
Senatsbeschluss vom 29. Januar 2014 - XII ZB 303/13 - FamRZ 2014, 629 Rn. 44 mwN). Dabei kommt noch 
hinzu, dass der Antragsteller unwiderlegt vorgetragen hat, weder die Antragsgegnerin noch ihr Vater hätten 
auf ausdrückliche Nachfrage zu dem Vertretungsverhältnis zu Beginn der Verhandlungen über den Ehevertrag 
einen anderen Vertreter der Antragsgegnerin benannt. 
 

(3) Soweit die Antragsgegnerin das Bestehen einer Zwangslage für sich daraus herleiten will, dass der An-
tragsteller ohne die Unterzeichnung des Ehevertrags die Hochzeit abgesagt hätte und die Antragsgegnerin 
dadurch aufgrund ihrer gesellschaftlichen Stellung einer besonderen Stigmatisierung anheimgefallen wäre, 
hat das Beschwerdegericht dieses Vorbringen in tatrichterlicher Verantwortung geprüft und für nicht durch-
greifend erachtet. Hiergegen sind aus Rechtsgründen Bedenken nicht zu erheben (vgl. Senatsurteil vom 31. 
Oktober 2012 - XII ZR 129/10 - FamRZ 2013, 195 Rn. 26). Gleiches gilt für die von der Rechtsbeschwerde 
angestellte Erwägung, ein die subjektive Imparität begründender Druck folge daraus, dass mit der bei Nicht-
abschluss des Ehevertrags drohenden Absage der Hochzeit für sie ein gesellschaftlicher Skandal verbunden 
gewesen wäre. Das Beschwerdegericht weist insoweit darauf hin, dass angesichts der vergleichbaren sozia-
len Stellungen beider Beteiligten hierdurch keine Disparität mit unterschiedlichen Drucksituationen zum Nach-
teil der Antragsgegnerin begründet worden sei. Dies ist rechtsbeschwerderechtlich nicht zu beanstanden. 
 

(4) Schließlich lässt sich - anders als die Rechtsbeschwerde meint - auch aus den Güterstandsklauseln in den 
Gesellschaftsverträgen des Antragstellers, die ihn zur Vereinbarung der Gütertrennung mit Ehegatten ver-
pflichten, keine Zwangslage auf Seiten der Antragsgegnerin herleiten, ohne dass es für diese Beurteilung auf 
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die Frage nach der Wirksamkeit dieser Klauseln ankäme. Es ist schon nicht erkennbar, inwieweit die Güter-
standsklauseln den von der Antragsgegnerin für die imparitätische Verhandlungssituation angeführten inneren 
Konflikt - Abschluss des Ehevertrages mit den entsprechenden güterrechtlichen Regelungen oder Absage der 
Hochzeit - vertieft haben könnten. Im Übrigen spricht auch das Bemühen des Antragsgegners, den gesell-
schaftsvertraglichen Klauseln Rechnung zu tragen, unabhängig vom grundsätzlich legitimen Interesse des 
Unternehmer-Ehegatten an der Vereinbarung der Gütertrennung eher gegen dessen verwerfliche Gesinnung 
und damit gegen das Vorliegen des subjektiven Tatbestands von § 138 BGB. 
 

c) Soweit das Beschwerdegericht eine Anpassung der Vereinbarung der Gütertrennung im Wege der Aus-
übungskontrolle abgelehnt hat, begegnet dies aus Rechtsgründen keinen Bedenken. Die Rechtsbeschwerde 
erinnert insoweit auch nichts. 
 

Von einer weiteren Begründung der Entscheidung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 
von Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung, zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitli-
chen Rechtsprechung beizutragen (§ 74 Abs. 7 FamFG). 


